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Berlin, 15. März 2013 
 
 

Besorgniserregender Anstieg bei Wohnungseinbrüchen 

GdP fordert bundesweites Lagebild 
 

Berlin. Angesichts der drastischen Zunahme von Wohnungseinbrü-
chen in Deutschland fordert die Gewerkschaft der Polizei (GdP) ein 
bundesweites Lagebild für ein länderübergreifendes, koordiniertes 
Vorgehen gegen organisierte Diebesbanden und unterstützt damit 
eine Initiative von Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich. Der 
GdP-Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut mahnte angesichts die-
ser besorgniserregenden Entwicklung die Innenminister- und senato-
ren der Länder zur Eile. Witthaut: „Die Zahlen aller Länder müssen 
schnell auf den Tisch, um im Interesse der Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger abgestimmte Maßnahmen gegen diese Berufskrimi-
nellen umzusetzen.“  

Nach den bisher veröffentlichten polizeilichen Länder-
Kriminalstatistiken hat die Zahl der Wohnungseinbrüche teils drama-
tisch zugenommen. So berichtete Niedersachsen für 2012 von einer 
Steigerung bei diesem Delikt von fast 24 Prozent auf annähernd 
14.600 Fälle. Auch Hamburg mit einem Plus von 9,4 Prozent (7.094 
Fälle), Bayern von 9 Prozent (5.709 Fälle) und Nordrhein-Westfalen 
von 7,5 Prozent (54.167 Fälle) verweisen im Vergleich zum Vorjahr 
auf deutlich steigende Fallzahlen.  

Vor diesem Hintergrund befürwortet die GdP die Absicht der Innen-
ministerkonferenz (IMK), das Thema Wohnungseinbrüche auf die 
Tagesordnung des nächsten Treffens im Mai zu setzen. 
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